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Vor dem Parlament in der ukrainischen 
Hauptstadt haben am Dienstag Anhän-
ger der rechten Swoboda-Partei und 
des »Rechten Sektor« gegen »Sonder-
rechte« für den Donbass protestiert. 
Cathrin Kahlweit übernimmt im Kom-
mentar »Kiews Kotau vor Moskau« in 
der Süddeutschen Zeitung am Mitt-
woch die Argumentationslinie der Fa-
schisten: 
Das ukrainische Parlament räumt der 
Donbass-Region im Osten weitgehen-
de Sonderrechte ein. Damit haben sich 
Wladimir Putin und die Separatisten 
durchgesetzt. Viele Demonstranten vom 
Maidan müssen sich jetzt verraten füh-
len. 

Während Europa gespannt nach 
Schottland starrt, wurde am Dienstag 
in Kiew ohne medialen Schlagabtausch 
und ohne Debatte eine Abspaltung voll-
zogen. In geschlossener Sitzung stimm-
ten die alten Verbündeten Moskaus, die 
Partei der Regionen und die Kommu-
nisten, mit den Verbündeten des neuen 
Präsidenten für einen Sonderstatus der 
Donbass-Region. Das Gesetz war erst 
am selben Morgen eingebracht worden. 
Ein Abgeordneter sagte, er schäme sich; 
die Nationalisten verglichen das Gesetz 
mit der Entrechtung des Volkes durch 

das im Februar gestürzte Regime von 
Wiktor Janukowitsch. Gut möglich, daß 
bald wieder Demonstranten auf dem 
Maidan  stehen.

Denn wahr ist: Die Ukraine wird de 
facto geteilt, auch wenn das Gesetz erst 
einmal nur für drei Jahre gelten soll und 
der Präsident nur von »mehr Selbstbe-
stimmung« für den Osten spricht. Der 
Kampf um die territoriale Integrität 
wurde aufgegeben. (…) Kurz vor der 
Abstimmung hatte ein Armeesprecher 
bereits gesagt, man werde dort eine vor-
läufige »Trennungslinie« markieren, wo 
später eine »neue Grenze« gezogen wer-
den könnte.

Trennungslinie? Neue Grenze? Ei-
gene Milizen? Das klingt nach einem 
Kotau vor den Interessen Moskaus – und 
das ist es auch. (…)

In der FAZ stellte Reinhard Veser zu den 
»Zugeständnissen an Rußland« fest:
(…) Es hat (…) einen etwas unange-
nehmen Beigeschmack, wenn die EU 
nun, nachdem der Kreml in der Ukraine 
einen Krieg angezettelt hat, bei der Rati-
fizierung des Assoziierungsabkommens 
Zugeständnisse an Rußland macht. Aber 
dieses scheinbare Nachgeben gegen-
über einem Aggressor muß nicht scha-

den. Die vergangenen Wochen haben 
gezeigt, daß die russische Führung nicht 
davor zurückschreckt, den Konflikt im-
mer weiter eskalieren zu lassen, wenn 
sie in die Defensive gerät. Einen Krieg 
mit Rußland aber kann die Ukraine we-
der militärisch noch wirtschaftlich ge-
winnen – und die EU hätte nur wenige 
Mittel (vom fehlenden Willen einiger 
Mitgliedstaaten einmal abgesehen), 
dem Land wirkungsvoll beizustehen. 
(…) 

Auf Zeit online monierte Carsten Luther 
»Putin behält den Fuß in der Tür«:
(…) Putin hat schlicht bekommen, was 
er von Anfang an gewollt hat: De facto 
überläßt Kiew den Separatisten dauer-
haft die Kontrolle über die von ihnen 
eroberten Gebiete. Es soll dort Ende 
des Jahres örtliche Wahlen geben – als 
wäre absehbar, daß sie geordnet und 
fair stattfinden können, sprich: frei von 
russischem Einfluß. Sogar eine eigene 
Volksmiliz sollen die Regionen gründen 
dürfen  – als wäre das nicht bloß Eti-
kettenschwindel, der die militärischen 
Handlanger des Kreml zu Volksverteidi-
gern adelt. Damit hat Putin seinen Fuß 
weit in der Tür, wenn es um die Geschic-
ke der Ukraine geht. (…) 

Abgeschrieben

Für den offiziellen deutschen 
Nationalfeiertag am 3. Ok-
tober ruft die nordrhein-

westfälische Friedensbewegung 
zu einer Protestdemo zum »Zen-
trum Luftoperationen« in Kalkar 
auf. Dort baut die NATO zur 
Zeit ihre Kriegsführungszentrale 
aus – in welchem Ausmaß?  

Das Luftkriegszentrum der NATO 
ist operativ tätig. Erstens: Diese Leit-
stelle arbeitet jetzt daran, Eurofigh-
ter und AWACS-Flugzeuge ganz nah 
an die russische Grenze heranzufüh-
ren. Kalkar/Uedem soll zudem einen 
Kampfdrohnenkrieg in aller Welt er-
möglichen. Seit 2012 sind dort 1 000 
Fachleute des Tötens stationiert wor-
den, die jetzt noch um 600 aufgestockt 
werden. Sie dirigieren Eurofighter 
auch über deutschem Luftraum. Um 
die Abwehr angeblicher russischer 
Invasoren zu organisieren, so die of-
fizielle Propaganda. Von Kalkar aus 
leitet die NATO Manöver, die seit 
April 2014 in baltischen Ländern 
stattfinden. Zweitens: Ein Thinktank 
veranstaltet dort theoretische Übun-
gen und Konferenzen. Dort beschäftigt 
man sich intensiv damit, wie ein drit-
ter, mit Luftwaffen zu bestreitender 
Weltkrieg führbar wäre. Anfang Okto-
ber wird sich dort das Militär treffen, 
um sich mit der Digitalisierung der 
Kriegsführung zu befassen: Sie wol-
len unbemannte technische Systeme 
einbeziehen und bezeichnen dies als 
»Revolution der Kriegstechnologie«.  

Geplant ist auch die Anschaffung 
von Kampfdrohnen, die von dort aus 
eingesetzt werden sollen – im Rahmen 
eines »Raketenabwehrschirms«, der 
von der NATO gegen Rußland auf-
gebaut wird, so die offizielle Sprech-

weise. Ursprünglich war beschlossen, 
den »Schirm« in Polen und Tschechien 
aufzubauen.    

 Aus welcher Quelle stammt ihr 
Wissen über die NATO-Pläne? 

Wir haben keine Spione der Friedens-
bewegung plaziert. Einiges wissen wir, 
weil wir aufmerksam das Material der 
Bundeswehr lesen. Anderes haben wir 
aus kleinen, spärlichen Meldungen, 
mitunter in Lokalzeitungen. Die Pres-
se wertet kaum Bundeswehrdokumen-
te aus. Die VVN-BdA empfiehlt dazu 
aber eine eigene Broschüre mit dem 
Titel: »Mordbefehl vom Niederrhein.
Kriegsführung des 21. Jahrhunderts – 
von Kalkar aus gesteuert«.

 Vom zwölften bis zum 23. Mai 
übte die Bundeswehr von Kalkar 
aus ganz praktisch. Die Übung 
hieß JAWREX 2014, ein Kürzel 
aus dem Englischen, das soviel 
wie Vereinte taktische Luftkriegs-
übung bedeutet …

Die Kriege der Zukunft sind solche in 
der Luft, ob mit oder ohne Piloten an 
Bord. Über 4 000 Soldaten und Of-
fiziere mit 100 Flugzeugen nahmen 
an der Übung teil. Ihr Einsatzgebiet: 
Mecklenburg-Vorpommern, nur weni-
ge hundert Kilometer von der Ukraine 
entfernt. Hinzu kamen noch die rund 
800 »Experten«, die von der Leitstelle 
in Kalkar/Uedem am Niederrhein aus 
die Übung kommandierten. Die Ame-
rikaner haben den Hut auf, NATO und 
Bundeswehr machen mit.

 Wie schätzen Sie die Gefahr eines 

Krieges gegen Rußland ein?
Die VVN-BdA beunruhigt insbeson-
dere, daß in der Ukraine Faschisten an 
der Regierung sind, denen die NATO 
Einfluß gewährt. 

 Sind Bundeskanzlerin Angela 
Merkel (CDU) und Außenmini-
ster Frank-Walter Steinmeier 
(SPD) Kriegstreiber oder von der 
NATO Getriebene? 

Beides. Die Zeiten, als Merkel 
und Steinmeier sich besorgt über 
NATO-Generalsekretär Anders Fogh 
Rasmussens wahnsinnige Rheto-
rik äußerten, sind vorbei. Seit dem 
NATO-Gipfel sind sie auf seinen Kurs 
eingeschwenkt. Leuchtet irgendwo aus 
der Ukraine und Rußland ein kleines 
Zeichen der Entspannung auf, mahnt 
sofort die NATO, den kalten Krieg 
fortzusetzen. Sie stört bei jeder mög-
lichen Verhandlungslösung zwischen 
Kiew und Moskau. 

Was fordert die Friedensbewe-
gung konkret am 3. Oktober in 
Kalkar?

Wir fordern, das dortige NATO-Luft-
waffenhauptquartier zu schließen, am 
Standort ein Konversionsprogramm ein-
zurichten, weder Kampfdrohnen noch 
Ersatz dafür anzuschaffen – und  atoma-
re Aufrüstung zu stoppen. An die Frie-
densfreunde haben wir ein Anliegen: 
Kalkar ist abgelegen. Wer sich an unse-
rem Protest beteiligen will, sollte Fahr-
gemeinschaften bilden. Daß Gewerk-
schaften Busse organisieren, ist leider 
Zukunftsmusik: Die Dienstleistungs-
gewerkschaft ver.di hat Zivilangestellte 
der Bundeswehr in ihren Reihen, die 
ihr Veto einlegen. Die IG Metall nimmt 
Rücksicht auf Mitarbeiter der Rüstungs-
industrie.� Interview: Gitta Düperthal 

»K r i eg  m i t  o d e r  o hn e  
P i l o t e n  a n  B o rd« 
Protest gegen NATO-Leitstelle in Kalkar am 3. Oktober. Gewerkschaften 
fürchten um militärnahe Arbeitsplätze. Ein Gespräch mit Ulrich Sander

Der Emir besucht einen sei-
ner Investmentstandorte. 
Keinen allzu wichtigen aus 

seiner Sicht. Aber einen, wo Geld 
strategisch placiert wurde und Lang-
zeitwirkung entfalten soll: Tamim 
Bin Hamad Al Thani, von Allah 
zum Alleinherrscher eines Salzflec-
kens namens Katar bestimmt, sucht 
Deutschland heim. Da läuft es nicht, 
wie gewünscht. Katar sei »erkenn-
bar befremdet«, daß es hierzulande 
falsch wahrgenommen werde, zitier-
te das Handelsblatt einen Lobby-
isten. Was ist da schiefgelaufen? 

Einiges. Das Gas- und Ölimperi-
um der Al Thanis hatte sich bei den 
Kumpanen im Geiste die FIFA-Fuß-
ballweltmeisterschaft 2022 gekauft. 
Dieser Anfall von Größenwahn 
empörte nicht nur die versprengte 
antiimperialistische Linke Westeuro-
pas. Er traf unbeabsichtigt ins Herz 
der mitteleuropäischen Konsum- 
und Spaßgesellschaft. Von Politik 
keine Ahnung, wenig Interesse an 
Wirtschaftszusammenhängen und 
null Bock auf gesellschaftliche Ver-
änderungen spürt diese, nicht immer 
schweigende Mehrheit durchaus, 
wenn etwas nicht stimmt: Fußball 
in einer der heißesten Gegenden der 
Welt, die spinnen wohl. 

Den Medien blieb keine Wahl, sie 
nahmen sich des Themas an – und 
heraus kam Unappetitliches: »Gast-
arbeiter«, die wie Sklaven schuften 
mußten, um Fußball-Monumental-
bauten aus der knochentrockenen Er-
de Katars zu stampfen, Bestechungs-
gelder, die an FIFA-Bonzen geflos-
sen sind. Selbst eine Ikone des deut-
schen Fußballs wurde bei Einreise 
aus dem Emirat mit Luxusuhren im 
Gepäck erwischt, die der Betreffende 

am Zoll vorbeischmuggeln wollte. 
Solcherart Nachrichten werden von 
einem Großteil der Bevölkerung kon-
sumiert – Sympathiewerbung geht 
anders.

Ach ja, da sind noch die für Fuß-
ballkonsumenten weniger wichtigen 
Dinge: Katars Prinzengarde mit Mil-
liarden-Dollar-Scheckheften steht 
als Strippenzieher bei der Rekrutie-
rung und Ausrüstung islamistisch 
getarnter Mörderbanden am Pran-
ger, Söldner, die Nachbarstaaten wie 
Syrien oder den Irak destabilisieren 
und in Nordafrika failed States pro-
duzieren.

Das muß nicht automatisch ein 
schlechtes Verhältnis zu den Herr-
schenden in Deutschland bedeuten. 
Wenn Terroristenfinanziers auf Mai-
dan-Faschistenversteher treffen, gibt 
es kaum grundlegende Meinungs-
verschiedenheiten. Einigendes Band 
ist das Machtstreben, der unbeding-
te Vorsatz, anderen ihren Willen 
aufzuzwingen – und dies dient 
letztlich dem Zweck, satte Profite 
für die Eliten zu sichern – bis in alle 
Ewigkeit. Der Emir hat ein gutes 
Verhältnis zu seinen Kompagnons 
bei VW – dem Porsche-Piëch-Clan. 
Auch ist die Sippe größter Einzelak-
tionär der Deutschen Bank. Und mit 
Kanzlerin Merkel kommt ohnehin 
jeder gut aus, der wie Deutsch-
lands Regierende fest an der Leine 
Washingtons hängt. Nur scheint es 
gerade hierbei Aufklärungsbedarf 
zu geben. Katar beherbergt zwar das 
US-Oberkommando für den Nahen 
Osten. Aber besonders gehorsam 
waren die Scheichs zuletzt nicht. 
Da wird Frau Merkel womöglich 
einen Ordnungsruf ausstoßen, einen 
dezenten. 

Geld, Macht, Kriege
Katar-Herrscher zu Besuch

Mietwohnungen
Verarmungsrisiko des Tages

Da vermietet einer ein Haus – 
und wird trotzdem nicht 
reich. Diesem Skandal 

ist das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) auf der 
Spur. 

Fast die Hälfte von Deutschlands 
Vermietern, so fand eine Studie des 
DIW heraus, erwirtschaftet ledig-
lich Renditeraten von unter zwei 
Prozent. Große Sprünge, gar zum 
Nobelspekulanten, sind für viele der 
etwa sieben Millionen Eigentümer 
nicht drin. Entsprechend warnt auch 
der Spiegel vor besitzinduzierter 
Armut: »Drei Millionen Vermieter 
verdienen nichts«. Als Maßstab 
gelten – ordentliche – fünf Prozent 
Profit pro Haus.

Daß nur jeder zweite Immobili-
enbesitzer Kasse macht, ist für eine 
Branche, die im festen Glauben 

an das »Betongold« lebt, natürlich 
»alles andere als zufriedenstellend«. 
Besonders »unter Berücksichtigung 
von Risiko und Aufwand« wollen 
sich die Häuslehaber, im Spiegel 
von Wertgrund-Chef Thomas Meyer 
vertreten, nicht mit dem Ausgleich 
der Inflationsrate begnügen. Sonst 
könnte man, wie vom DIW nahe-
gelegt, ja auch gleich in die Finanz-
branche gehen.

Besonders schlecht läuft das Ge-
schäft mit dem Wohnraum anderer 
Menschen für 500 000 Eigentümer, 
darunter viele Besitzer von Ost-
wohnungen. Sie sind von völliger 
Renditelosigkeit betroffen. Ihre 
Mietwohnung kostet sie Geld. »Ein-
fach blauäugig«, so Meyer, seien 
wohl viele der durch Steueranreize 
und DDR-Abbau angelockten Inve-
storen gewesen. 

Ihnen kommt der aktuelle Focus 
gerade recht. Unter dem Slogan »So 
werden Sie Eigentümer« will das 
Nothilfeblatt die Unwissenden an die 
Hand nehmen. Was aber der Focus, 
neben Tips zu Eigenkapital oder 
Maklerprovision, vergessen hat: Man 
sollte die Häuser tatsächlich auch 
vermieten. Ein guter Teil der rendite-
losen Miewohnungen, vermuten die 
DIW-Forscher, steht nämlich schlicht 
und einfach leer.� (jos)

u Von Klaus Fischer

Ulrich Sander ist Bundessprecher der Ver-
einigung der Verfolgten des Naziregimes – 
Bund der Antifaschistinnen und Antifa-
schisten (VVN-BdA). Bereits 1960 hat er 
am ersten Ostermarsch teilgenommen
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Vor dem Parlament in der ukrainischen 
Hauptstadt haben am Dienstag Anhän-
ger der rechten Swoboda-Partei und 
des »Rechten Sektor« gegen »Sonder-
rechte« für den Donbass protestiert. 
Cathrin Kahlweit übernimmt im Kom-
mentar »Kiews Kotau vor Moskau« in 
der Süddeutschen Zeitung am Mitt-
woch die Argumentationslinie der Fa-
schisten: 
Das ukrainische Parlament räumt der 
Donbass-Region im Osten weitgehen-
de Sonderrechte ein. Damit haben sich 
Wladimir Putin und die Separatisten 
durchgesetzt. Viele Demonstranten vom 
Maidan müssen sich jetzt verraten füh-
len. 

Während Europa gespannt nach 
Schottland starrt, wurde am Dienstag 
in Kiew ohne medialen Schlagabtausch 
und ohne Debatte eine Abspaltung voll-
zogen. In geschlossener Sitzung stimm-
ten die alten Verbündeten Moskaus, die 
Partei der Regionen und die Kommu-
nisten, mit den Verbündeten des neuen 
Präsidenten für einen Sonderstatus der 
Donbass-Region. Das Gesetz war erst 
am selben Morgen eingebracht worden. 
Ein Abgeordneter sagte, er schäme sich; 
die Nationalisten verglichen das Gesetz 
mit der Entrechtung des Volkes durch 

das im Februar gestürzte Regime von 
Wiktor Janukowitsch. Gut möglich, daß 
bald wieder Demonstranten auf dem 
Maidan  stehen.

Denn wahr ist: Die Ukraine wird de 
facto geteilt, auch wenn das Gesetz erst 
einmal nur für drei Jahre gelten soll und 
der Präsident nur von »mehr Selbstbe-
stimmung« für den Osten spricht. Der 
Kampf um die territoriale Integrität 
wurde aufgegeben. (…) Kurz vor der 
Abstimmung hatte ein Armeesprecher 
bereits gesagt, man werde dort eine vor-
läufige »Trennungslinie« markieren, wo 
später eine »neue Grenze« gezogen wer-
den könnte.

Trennungslinie? Neue Grenze? Ei-
gene Milizen? Das klingt nach einem 
Kotau vor den Interessen Moskaus – und 
das ist es auch. (…)

In der FAZ stellte Reinhard Veser zu den 
»Zugeständnissen an Rußland« fest:
(…) Es hat (…) einen etwas unange-
nehmen Beigeschmack, wenn die EU 
nun, nachdem der Kreml in der Ukraine 
einen Krieg angezettelt hat, bei der Rati-
fizierung des Assoziierungsabkommens 
Zugeständnisse an Rußland macht. Aber 
dieses scheinbare Nachgeben gegen-
über einem Aggressor muß nicht scha-

den. Die vergangenen Wochen haben 
gezeigt, daß die russische Führung nicht 
davor zurückschreckt, den Konflikt im-
mer weiter eskalieren zu lassen, wenn 
sie in die Defensive gerät. Einen Krieg 
mit Rußland aber kann die Ukraine we-
der militärisch noch wirtschaftlich ge-
winnen – und die EU hätte nur wenige 
Mittel (vom fehlenden Willen einiger 
Mitgliedstaaten einmal abgesehen), 
dem Land wirkungsvoll beizustehen. 
(…) 

Auf Zeit online monierte Carsten Luther 
»Putin behält den Fuß in der Tür«:
(…) Putin hat schlicht bekommen, was 
er von Anfang an gewollt hat: De facto 
überläßt Kiew den Separatisten dauer-
haft die Kontrolle über die von ihnen 
eroberten Gebiete. Es soll dort Ende 
des Jahres örtliche Wahlen geben – als 
wäre absehbar, daß sie geordnet und 
fair stattfinden können, sprich: frei von 
russischem Einfluß. Sogar eine eigene 
Volksmiliz sollen die Regionen gründen 
dürfen  – als wäre das nicht bloß Eti-
kettenschwindel, der die militärischen 
Handlanger des Kreml zu Volksverteidi-
gern adelt. Damit hat Putin seinen Fuß 
weit in der Tür, wenn es um die Geschic-
ke der Ukraine geht. (…) 

Abgeschrieben

Für den offiziellen deutschen 
Nationalfeiertag am 3. Ok-
tober ruft die nordrhein-

westfälische Friedensbewegung 
zu einer Protestdemo zum »Zen-
trum Luftoperationen« in Kalkar 
auf. Dort baut die NATO zur 
Zeit ihre Kriegsführungszentrale 
aus – in welchem Ausmaß?  

Das Luftkriegszentrum der NATO 
ist operativ tätig. Erstens: Diese Leit-
stelle arbeitet jetzt daran, Eurofigh-
ter und AWACS-Flugzeuge ganz nah 
an die russische Grenze heranzufüh-
ren. Kalkar/Uedem soll zudem einen 
Kampfdrohnenkrieg in aller Welt er-
möglichen. Seit 2012 sind dort 1 000 
Fachleute des Tötens stationiert wor-
den, die jetzt noch um 600 aufgestockt 
werden. Sie dirigieren Eurofighter 
auch über deutschem Luftraum. Um 
die Abwehr angeblicher russischer 
Invasoren zu organisieren, so die of-
fizielle Propaganda. Von Kalkar aus 
leitet die NATO Manöver, die seit 
April 2014 in baltischen Ländern 
stattfinden. Zweitens: Ein Thinktank 
veranstaltet dort theoretische Übun-
gen und Konferenzen. Dort beschäftigt 
man sich intensiv damit, wie ein drit-
ter, mit Luftwaffen zu bestreitender 
Weltkrieg führbar wäre. Anfang Okto-
ber wird sich dort das Militär treffen, 
um sich mit der Digitalisierung der 
Kriegsführung zu befassen: Sie wol-
len unbemannte technische Systeme 
einbeziehen und bezeichnen dies als 
»Revolution der Kriegstechnologie«.  

Geplant ist auch die Anschaffung 
von Kampfdrohnen, die von dort aus 
eingesetzt werden sollen – im Rahmen 
eines »Raketenabwehrschirms«, der 
von der NATO gegen Rußland auf-
gebaut wird, so die offizielle Sprech-

weise. Ursprünglich war beschlossen, 
den »Schirm« in Polen und Tschechien 
aufzubauen.    

 Aus welcher Quelle stammt ihr 
Wissen über die NATO-Pläne? 

Wir haben keine Spione der Friedens-
bewegung plaziert. Einiges wissen wir, 
weil wir aufmerksam das Material der 
Bundeswehr lesen. Anderes haben wir 
aus kleinen, spärlichen Meldungen, 
mitunter in Lokalzeitungen. Die Pres-
se wertet kaum Bundeswehrdokumen-
te aus. Die VVN-BdA empfiehlt dazu 
aber eine eigene Broschüre mit dem 
Titel: »Mordbefehl vom Niederrhein.
Kriegsführung des 21. Jahrhunderts – 
von Kalkar aus gesteuert«.

 Vom zwölften bis zum 23. Mai 
übte die Bundeswehr von Kalkar 
aus ganz praktisch. Die Übung 
hieß JAWREX 2014, ein Kürzel 
aus dem Englischen, das soviel 
wie Vereinte taktische Luftkriegs-
übung bedeutet …

Die Kriege der Zukunft sind solche in 
der Luft, ob mit oder ohne Piloten an 
Bord. Über 4 000 Soldaten und Of-
fiziere mit 100 Flugzeugen nahmen 
an der Übung teil. Ihr Einsatzgebiet: 
Mecklenburg-Vorpommern, nur weni-
ge hundert Kilometer von der Ukraine 
entfernt. Hinzu kamen noch die rund 
800 »Experten«, die von der Leitstelle 
in Kalkar/Uedem am Niederrhein aus 
die Übung kommandierten. Die Ame-
rikaner haben den Hut auf, NATO und 
Bundeswehr machen mit.

 Wie schätzen Sie die Gefahr eines 

Krieges gegen Rußland ein?
Die VVN-BdA beunruhigt insbeson-
dere, daß in der Ukraine Faschisten an 
der Regierung sind, denen die NATO 
Einfluß gewährt. 

 Sind Bundeskanzlerin Angela 
Merkel (CDU) und Außenmini-
ster Frank-Walter Steinmeier 
(SPD) Kriegstreiber oder von der 
NATO Getriebene? 

Beides. Die Zeiten, als Merkel 
und Steinmeier sich besorgt über 
NATO-Generalsekretär Anders Fogh 
Rasmussens wahnsinnige Rheto-
rik äußerten, sind vorbei. Seit dem 
NATO-Gipfel sind sie auf seinen Kurs 
eingeschwenkt. Leuchtet irgendwo aus 
der Ukraine und Rußland ein kleines 
Zeichen der Entspannung auf, mahnt 
sofort die NATO, den kalten Krieg 
fortzusetzen. Sie stört bei jeder mög-
lichen Verhandlungslösung zwischen 
Kiew und Moskau. 

Was fordert die Friedensbewe-
gung konkret am 3. Oktober in 
Kalkar?

Wir fordern, das dortige NATO-Luft-
waffenhauptquartier zu schließen, am 
Standort ein Konversionsprogramm ein-
zurichten, weder Kampfdrohnen noch 
Ersatz dafür anzuschaffen – und  atoma-
re Aufrüstung zu stoppen. An die Frie-
densfreunde haben wir ein Anliegen: 
Kalkar ist abgelegen. Wer sich an unse-
rem Protest beteiligen will, sollte Fahr-
gemeinschaften bilden. Daß Gewerk-
schaften Busse organisieren, ist leider 
Zukunftsmusik: Die Dienstleistungs-
gewerkschaft ver.di hat Zivilangestellte 
der Bundeswehr in ihren Reihen, die 
ihr Veto einlegen. Die IG Metall nimmt 
Rücksicht auf Mitarbeiter der Rüstungs-
industrie.� Interview: Gitta Düperthal 

»K r i eg  m i t  o d e r  o hn e  
P i l o t e n  a n  B o rd« 
Protest gegen NATO-Leitstelle in Kalkar am 3. Oktober. Gewerkschaften 
fürchten um militärnahe Arbeitsplätze. Ein Gespräch mit Ulrich Sander

Der Emir besucht einen sei-
ner Investmentstandorte. 
Keinen allzu wichtigen aus 

seiner Sicht. Aber einen, wo Geld 
strategisch placiert wurde und Lang-
zeitwirkung entfalten soll: Tamim 
Bin Hamad Al Thani, von Allah 
zum Alleinherrscher eines Salzflec-
kens namens Katar bestimmt, sucht 
Deutschland heim. Da läuft es nicht, 
wie gewünscht. Katar sei »erkenn-
bar befremdet«, daß es hierzulande 
falsch wahrgenommen werde, zitier-
te das Handelsblatt einen Lobby-
isten. Was ist da schiefgelaufen? 

Einiges. Das Gas- und Ölimperi-
um der Al Thanis hatte sich bei den 
Kumpanen im Geiste die FIFA-Fuß-
ballweltmeisterschaft 2022 gekauft. 
Dieser Anfall von Größenwahn 
empörte nicht nur die versprengte 
antiimperialistische Linke Westeuro-
pas. Er traf unbeabsichtigt ins Herz 
der mitteleuropäischen Konsum- 
und Spaßgesellschaft. Von Politik 
keine Ahnung, wenig Interesse an 
Wirtschaftszusammenhängen und 
null Bock auf gesellschaftliche Ver-
änderungen spürt diese, nicht immer 
schweigende Mehrheit durchaus, 
wenn etwas nicht stimmt: Fußball 
in einer der heißesten Gegenden der 
Welt, die spinnen wohl. 

Den Medien blieb keine Wahl, sie 
nahmen sich des Themas an – und 
heraus kam Unappetitliches: »Gast-
arbeiter«, die wie Sklaven schuften 
mußten, um Fußball-Monumental-
bauten aus der knochentrockenen Er-
de Katars zu stampfen, Bestechungs-
gelder, die an FIFA-Bonzen geflos-
sen sind. Selbst eine Ikone des deut-
schen Fußballs wurde bei Einreise 
aus dem Emirat mit Luxusuhren im 
Gepäck erwischt, die der Betreffende 

am Zoll vorbeischmuggeln wollte. 
Solcherart Nachrichten werden von 
einem Großteil der Bevölkerung kon-
sumiert – Sympathiewerbung geht 
anders.

Ach ja, da sind noch die für Fuß-
ballkonsumenten weniger wichtigen 
Dinge: Katars Prinzengarde mit Mil-
liarden-Dollar-Scheckheften steht 
als Strippenzieher bei der Rekrutie-
rung und Ausrüstung islamistisch 
getarnter Mörderbanden am Pran-
ger, Söldner, die Nachbarstaaten wie 
Syrien oder den Irak destabilisieren 
und in Nordafrika failed States pro-
duzieren.

Das muß nicht automatisch ein 
schlechtes Verhältnis zu den Herr-
schenden in Deutschland bedeuten. 
Wenn Terroristenfinanziers auf Mai-
dan-Faschistenversteher treffen, gibt 
es kaum grundlegende Meinungs-
verschiedenheiten. Einigendes Band 
ist das Machtstreben, der unbeding-
te Vorsatz, anderen ihren Willen 
aufzuzwingen – und dies dient 
letztlich dem Zweck, satte Profite 
für die Eliten zu sichern – bis in alle 
Ewigkeit. Der Emir hat ein gutes 
Verhältnis zu seinen Kompagnons 
bei VW – dem Porsche-Piëch-Clan. 
Auch ist die Sippe größter Einzelak-
tionär der Deutschen Bank. Und mit 
Kanzlerin Merkel kommt ohnehin 
jeder gut aus, der wie Deutsch-
lands Regierende fest an der Leine 
Washingtons hängt. Nur scheint es 
gerade hierbei Aufklärungsbedarf 
zu geben. Katar beherbergt zwar das 
US-Oberkommando für den Nahen 
Osten. Aber besonders gehorsam 
waren die Scheichs zuletzt nicht. 
Da wird Frau Merkel womöglich 
einen Ordnungsruf ausstoßen, einen 
dezenten. 

Geld, Macht, Kriege
Katar-Herrscher zu Besuch

Mietwohnungen
Verarmungsrisiko des Tages

Da vermietet einer ein Haus – 
und wird trotzdem nicht 
reich. Diesem Skandal 

ist das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) auf der 
Spur. 

Fast die Hälfte von Deutschlands 
Vermietern, so fand eine Studie des 
DIW heraus, erwirtschaftet ledig-
lich Renditeraten von unter zwei 
Prozent. Große Sprünge, gar zum 
Nobelspekulanten, sind für viele der 
etwa sieben Millionen Eigentümer 
nicht drin. Entsprechend warnt auch 
der Spiegel vor besitzinduzierter 
Armut: »Drei Millionen Vermieter 
verdienen nichts«. Als Maßstab 
gelten – ordentliche – fünf Prozent 
Profit pro Haus.

Daß nur jeder zweite Immobili-
enbesitzer Kasse macht, ist für eine 
Branche, die im festen Glauben 

an das »Betongold« lebt, natürlich 
»alles andere als zufriedenstellend«. 
Besonders »unter Berücksichtigung 
von Risiko und Aufwand« wollen 
sich die Häuslehaber, im Spiegel 
von Wertgrund-Chef Thomas Meyer 
vertreten, nicht mit dem Ausgleich 
der Inflationsrate begnügen. Sonst 
könnte man, wie vom DIW nahe-
gelegt, ja auch gleich in die Finanz-
branche gehen.

Besonders schlecht läuft das Ge-
schäft mit dem Wohnraum anderer 
Menschen für 500 000 Eigentümer, 
darunter viele Besitzer von Ost-
wohnungen. Sie sind von völliger 
Renditelosigkeit betroffen. Ihre 
Mietwohnung kostet sie Geld. »Ein-
fach blauäugig«, so Meyer, seien 
wohl viele der durch Steueranreize 
und DDR-Abbau angelockten Inve-
storen gewesen. 

Ihnen kommt der aktuelle Focus 
gerade recht. Unter dem Slogan »So 
werden Sie Eigentümer« will das 
Nothilfeblatt die Unwissenden an die 
Hand nehmen. Was aber der Focus, 
neben Tips zu Eigenkapital oder 
Maklerprovision, vergessen hat: Man 
sollte die Häuser tatsächlich auch 
vermieten. Ein guter Teil der rendite-
losen Miewohnungen, vermuten die 
DIW-Forscher, steht nämlich schlicht 
und einfach leer.� (jos)

u Von Klaus Fischer

Ulrich Sander ist Bundessprecher der Ver-
einigung der Verfolgten des Naziregimes – 
Bund der Antifaschistinnen und Antifa-
schisten (VVN-BdA). Bereits 1960 hat er 
am ersten Ostermarsch teilgenommen
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